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Tagesordnungspunkte, die die endgültige Annahme von Rechtsakten des Rates betreffen:

Der Öffentlichkeit zugänglicher Teil des Protokolls 

A-Punkte (Liste: Dok. 6403/09 PTS A 6)

Bei der endgültigen Annahme der A-Punkte, die Rechtsetzungsakte betreffen, ist der Rat überein​gekommen, folgenden Text in das vorliegende Protokoll aufzunehmen:

2.
Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 3/2008 über Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen für Agrarerzeugnisse im Binnenmarkt und in Drittländern
Dok.
5600/09 AGRI 26 ARIFIN 7 AGRIORG 8

Der Rat hat die obengenannte Verordnung gegen die Stimme der dänischen Delegation angenommen (Rechtsgrundlage: Artikel 36 und 37 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft).

4.
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verord​nung (EG) Nr. 638/2004 über die Gemeinschaftsstatistiken des Warenverkehrs zwischen Mitgliedstaaten

Dok.
PE-CONS 3706/08 STATIS 156 CODEC 1456

+ REV 1 (sk)

Der Rat hat die in der Stellungnahme des Europäischen Parlaments enthaltene Abänderung gebilligt und den vorgeschlagenen Rechtsakt in der so abgeänderten Fassung erlassen (Rechtsgrundlage: Artikel 285 Absatz 1 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft).

5.
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über europäische Statistiken und zur Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1101/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Übermittlung von unter die Geheimhaltungspflicht fallenden Informationen an das Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaften, der Verordnung (EG) Nr. 322/97 des Rates über die Gemeinschaftsstatistiken und des Beschlusses 89/382/EWG, Euratom des Rates zur Einsetzung eines Ausschusses für das Statistische Programm der Europäischen Gemeinschaften

Dok.
PE-CONS 3708/08 STATIS 170 ECOFIN 569 CODEC 1494

+ REV 1 el)

Der Rat hat die in der Stellungnahme des Europäischen Parlaments enthaltene Abänderung gebilligt und beschlossen, den vorgeschlagenen Rechtsakt in der so abgeänderten Fassung gegen die Stimme der österreichischen Delegation zu erlassen (Rechtsgrundlage: Artikel 285 Absatz 1 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft).

1.
Erklärung der deutschen Delegation
"Deutschland bedauert, dass sein Änderungsvorschlag zu Artikel 5 Absatz 1 nicht akzeptiert wurde, da Deutschland ansonsten mit dem Inhalt der Verordnung zufrieden ist."

6.
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Flughafenentgelte

Dok.
PE-CONS 3712/08 AVIATION 256 CODEC 1502

+ COR 1 (bg)

+ REV 1 (pl)

Der Rat hat die Abänderungen des Europäischen Parlaments an dem gemeinsamen Standpunkt gegen die Stimme der luxemburgischen Delegation gebilligt. Damit gilt die Richtlinie als in der so abgeänderten Fassung des gemeinsamen Standpunkts erlassen (Rechtsgrundlage: Artikel 80 Absatz 2 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft).
2.
Erklärung Lettlands
"Lettland befürwortet die Richtlinie über Flughafenentgelte und die Grundsätze, die von Flughafenbetreibern bei der Festlegung von Flughafenentgelten zu beachten sind. 

Nach Auffassung Lettlands ist jedoch ein Zeitraum von 24 Monaten für die Umsetzung der Richtlinie nicht angemessen.

Lettland wird veranlassen, dass sämtliche Flughafeneinrichtungen in einem einzigen Unternehmen zusammengefasst werden; hierdurch werden wesentliche Änderungen in den Rechtsvorschriften und die Ausarbeitung eines neuen Tarifsystems für die von diesem Unternehmen erbrachten Dienstleistungen erforderlich. Lettland ist deshalb der Auffassung, dass 36 Monate ein realistischerer Zeitraum für die Umsetzung der Richt​linie sind."

3.
Erklärung Luxemburgs
"Luxemburg weist noch einmal darauf hin, dass es die Definition des Geltungsbereichs nach Artikel 1 des vorliegenden Vorschlags nicht akzeptieren kann; nach Ansicht Luxemburgs steht dieser Geltungsbereich insbesondere im Widerspruch zum Grundsatz der Nichtdiskrimi​nierung, einem allgemeinen Grundsatz des Gemeinschaftsrechts, und zwar insofern, als durch die Anwendung dieses Geltungsbereichs Flughäfen, die sich in einer vergleichbaren Situation befinden, unterschiedliche rechtliche Verpflichtungen auferlegt werden.

Während der gesamten Verhandlungen hat Luxemburg zur Vermeidung dieser Diskriminie​rung Änderungsvorschläge eingebracht, ohne sie jedoch durchsetzen zu können. So hat Luxemburg dafür plädiert, dass nur ein einziges Kriterium für die Festlegung des Anwendungsbereichs – nämlich die Anzahl der Fluggastbewegungen – herangezogen wird, um eine einheitliche Anwendung der Richtlinie zu gewährleisten und ungerechtfertigte Ungleichbehandlungen, die einzig und allein aufgrund der geografischen Lage eines Flughafens entstehen, zu vermeiden.

Luxemburg bedauert, dass es nicht möglich war, eine befriedigende Lösung für ein Problem zu finden, das nach seiner Meinung von grundlegender Bedeutung ist, und behält sich das Recht vor, den Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften mit einer Nichtigkeitsklage zu befassen, um die Anwendung einer Bestimmung zu verhindern, die seiner Ansicht nach diskriminierend und unverhältnismäßig ist und mit dem Grundsatz der Subsidiarität und den Zielen des Binnenmarkts nicht zu vereinbaren ist."
4.
Erklärung der Kommission
"In Beantwortung der Frage, ob die Richtlinie über Flughafenentgelte auf den Flughafen von Gibraltar anwendbar ist, bekräftigt die Kommission, dass dies nicht der Fall ist. Die Richtlinie gilt für jeden Flughafen mit mehr als 5 Millionen Fluggastbewegungen im Jahr beziehungs​weise für den Flughafen mit den meisten Fluggastbewegungen in jedem Mitgliedstaat. Der Flughafen von Gibraltar erfüllt keines dieser beiden Kriterien und fällt deshalb nicht in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie."
5.
Gemeinsame Erklärung des Vereinigten Königreichs und Spaniens
"Das Vereinigte Königreich und Spanien erklären mit Blick auf die Erklärung der Kommission, dass der Inhalt dieser Maßnahme ihre jeweiligen Rechtsauffassungen in der Auseinandersetzung über die Frage der Hoheitsgewalt über das Gebiet, auf dem sich der Flughafen Gibraltar befindet, nicht berührt."

_______________







�	Der im vorliegenden Addendum enthaltene Teil des Protokolls des Rates unterliegt nicht der Geheimhaltung und wird der Öffentlichkeit zugänglich gemacht.
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